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Mit der Ratifizierung des Kyoto-Protokolls und des Pariser Klimaschutzübereinkommens hat sich 
Deutschland, neben allen anderen EU-Mitgliedsstaaten und weiteren Ländern, zur Verfolgung 
diverse Klimaschutzziele verpflichtet. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Kon-
sequenzen sich ergeben, wenn Vereinbarungen der Abkommen nicht eingehalten oder festge-
setzte Ziele nicht erreicht würden. 

Kyoto-Protokoll (KP) 

Das Kyoto Protokoll verpflichtet die Vertragspartner dazu feststehende Klimaschutzziele bis zum 
Jahr 2020 zu erreichen. Die Mittel einer effektiven Durchführung völkerrechtlicher Verträge müs-
sen regelmäßig durch die Vertragsparteien selbst vereinbart werden. Auf der Rechtsgrundlage des 
Art. 18 KP fußend, richtete die erste Vertragsstaatenkonferenz des Kyoto-Protokolls 2005 einen 
Kontrollausschuss, bestehend aus einer Durchsetzungsabteilung und einer Unterstützungsabtei-
lung, ein. Die Funktion dieses Ausschusses ist es die Beachtung der verbindlichen Reduktions-
ziele durch die Mitgliedstaaten zu überwachen und nach einer, mit qualifizierter Mehrheit förm-
lich festgestellten, Nichteinhaltung des Protokolls bestimmte Konsequenzen zu ziehen. Je nach-
dem, welche Verpflichtung nicht erfüllt wurde, sehen die Verfahrensregeln unterschiedliche 
Sanktionsmechanismen vor. Die Durchsetzungsabteilung kann beispielsweise bei Verstößen ge-
gen Vorschriften zur Emissionsbegrenzung und- reduktion (vgl. Art. 3 Abs. 1 KP) entscheiden, 
dass zugeteilte Emissionsrechte reduziert werden, der betroffene Vertragsstaat einen Einhaltungs-
sanktionsplan entwickeln muss oder, dass die Erlaubnis zur Teilnahme am Emissionshandel aus-
gesetzt wird. Finanzielle Sanktionen sind jedoch nicht vorgesehen. 

Pariser Klimaschutzübereinkommen (PÜ) 

Das Pariser Übereinkommen setzt, als Nachfolgeabkommen für das Kyoto-Protokoll, konkrete Kli-
maschutzziele ab dem Jahr 2020. Art. 15 PÜ bestimmt, dass die Umsetzung des Abkommens 
durch die Einrichtung eines unabhängigen Expertenausschusses gesteuert werden soll. Dieser 
Ausschuss soll jedoch, anders als im Kyoto-Protokoll, in erster Linie eine vermittelnde Position 
einnehmen und die Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens ausdrücklich in „nicht strei-
tig angelegten Verfahren ohne Strafcharakter“ vorantreiben (vgl. Art. 15 Abs. 2 PÜ). Sanktionie-
rungsmechanismen sind in diesem Klimaabkommen folglich nicht vorgesehen. 
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